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Irrtumsthema 2 (Wirksamkeit der Einwilligung): Tatsächlich 
war die (alleinige) Einwilligung der Eltern des G. auch für 
dessen Sterilisation rechtsunwirksam, da weder ein Sterilisa-
tionsbetreuer noch ein Betreuungsgericht involviert gewesen 
wäre. Insoweit irrte der Arzt über die Rechtswirksamkeit ei-
ner tatsächlich vorliegenden Einwilligung während des Ein-
griffs bei G. 

Aus den Urteilsgründen ergibt sich allerdings nicht, ob der 
Arzt während des Eingriffs davon ausging, dass eine Bestel-
lung eines Sterilisationsbetreuers und Entscheidung eines 
Betreuungsgerichts vorlag (ggf. Erlaubnistatbestandsirrtum) 
oder er keine Kenntnis von zu beachtenden Sonderregelun-
gen bei der Sterilisation hatte, sondern ggf. der Auffassung 
unterlag, dass die Einwilligung der Eltern rechtswirksam er-
teilt werden konnte (ggf. Tatsachenirrtum, s. ausführlich zu 
diesen Irrtumsfragen den Praxiskommentar der Entschei-
dungsanmerkung Prof. Kudlich NStZ 2024, 611).

Grundsätzlich hätte der 1. Strafsenat des BGH diese Irrtums-
problematiken zunächst in den Entscheidungsgründen er-
örtern müssen, bevor er sich mit der weiteren Frage befasst, 
ob ein Rücktritt nach Erkennen eines „error in persona” noch 
möglich oder die Tat bereits fehlgeschlagen war. 

Fehlgeschlagen ist ein Versuch, wenn der Täter entweder tat-
sächlich erkennt oder nur irrig annimmt, dass eine Vollen-
dung mit den ihm zur Verfügung stehenden Mitteln und ohne 

zeitliche Zäsur nicht mehr möglich ist. Einige Literaturstim-
men bejahen in derartigen Sachverhalten einen fehlgeschla-
genen Versuch mit der Begründung, dass die Tat auf eine 
bestimmte Person individualisiert sei. Dem Täter wäre zwar 
grundsätzlich noch die Tatbestandsverwirklichung möglich, 
die Fortsetzung der Handlung jedoch sinnlos, da das von ihm 
geplante Ziel der Tat nicht mehr erreicht werden kann. Eine 
differenzierende Ansicht nimmt bei unbeendeten Versuchen 
einen Fehlschlag an, nicht hingegen bei beendeten Versu-
chen. Andere Literaturstimmen schließen bei einem erkann-
ten Irrtum über den Handlungssinn die Freiwilligkeit aus. 

Mit der hiesigen Entscheidung hat der 1. Strafsenat des BGH 
das Vorliegen eines Fehlschlags abgelehnt und einen frei-
willigen Rücktritt zugelassen. Dies wurde in erster Linie damit 
begründet, dass die Identität einer Person nicht vom Begriff 
der Tat nach § 24 Abs. 1 StGB umfasst sei. Dementsprechend 
ist es – auch bei einem beendeten Versuch – ausreichend, 
dass der Täter den Erfolg nur deswegen verhindert, weil er 
erkannt hat, dass er das falsche Opfer vor sich hat. 

Zudem wurde auch der Gedanken des Opferschutzes in die 
Wertung mit aufgenommen; dem Täter soll nämlich ein An-
reiz geben werden, die Tatvollendung nach Bemerken des 
„error in persona” aktiv zu verhindern.
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Richter am Landgericht Dr. Sebastian Eberz, Lübeck

Zur Zulässigkeit der 
Verfassungs beschwerde im 
Beschwerdeverfahren gegen 
Durchsuchungsbeschlüsse

Anmerkung zu BVerfG vom 11.11.2024 –  
1 BvR 1085/24

Das Bundesverfassungsgericht hat in der nachstehenden 
Entscheidung u.a. die Anforderungen an eine zulässige Ver-
fassungsbeschwerde verdeutlicht. Der Entscheidung lag fol-
gender Verfahrensgang zugrunde:

Das Amtsgericht ordnete im Rahmen eines Ermittlungsver-
fahrens gegen Verantwortliche einer GmbH wegen des Ver-
dachts von Steuerhinterziehungen Durchsuchungen bei den 
Beschuldigten und der GmbH an, die anschließend voll-
streckt wurden. Die Beschuldigten und die GmbH legten Be-
schwerde gegen diese Durchsuchungsanordnungen ein, die 
das Landgericht als unbegründet verwarf. Auf Anhörungsrü-
gen der Beschuldigten und der GmbH gemäß § 33a StPO hob 
das Landgericht seine Beschwerdeentscheidung in Bezug 

auf einen Beschuldigten teilweise auf und stellte insoweit 
die Rechtswidrigkeit des Durchsuchungsbeschlusses fest. 
Im Übrigen verwarf es die Anhörungsrügen als unbegründet. 
Gegen die Teilverwerfung der Anhörungsrüge legte der Be-
schuldigte eine erneute Anhörungsrüge ein, die das Landge-
richt als unzulässig zurückwies. Der andere Beschuldigte und 
die GmbH legten zudem Beschwerde gegen die Verwerfung 
ihrer Anhörungsrügen ein, die das Oberlandesgericht als un-
zulässig zurückwies. Die Beschuldigten und die GmbH legten 
sodann Verfassungsbeschwerde u.a. gegen die Zurückwei-
sungen der erneuten Anhörungsrüge durch das Landgericht 
und der Beschwerden durch das Oberlandesgericht ein. Das 
Bundesverfassungsgericht entschied, dass die Verfassungs-
beschwerde insoweit unzulässig sei. Denn die Beschwerde-
führer hätten nicht dargelegt, dass ein Rechtsschutzbedürf-
nis gegen Entscheidungen bestehe, die auf offensichtlich 
unzulässige Rechtsbehelfe ergangen seien. 

Eine Verfassungsbeschwerde ist unzulässig, wenn sie sich 
gegen eine gerichtliche Entscheidung richtet, gegen die der 
Rechtsweg nicht erschöpft ist (§ 90 Abs. 2 S. 1 BVerfGG). Of-
fensichtlich unzulässige Rechtsmittel gehören jedoch nicht 
zum Rechtsweg.  Dies birgt Unsicherheiten für den Beschwer-
deführer: Legt er einen, nach Auffassung des Bundesverfas-
sungsgerichts, offensichtlich unzulässigen Rechtsbehelf ein, 
beginnt die einmonatige Einlegungsfrist gemäß § 93 Abs. 1 
S. 1 BVerfGG bereits mit der zuvor ergangenen letztinstanz-
lichen Entscheidung zu laufen, sodass die Gefahr der Verfri-
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stung einer Verfassungsbeschwerde besteht. Legt er Verfas-
sungsbeschwerde gegen eine auf seinen offensichtlich unzu-
lässigen Rechtsbehelf ergangene Entscheidung ein, ist seine 
Verfassungsbeschwerde regelmäßig mangels substantiierter 
Darlegung eines Rechtsschutzbedürfnisses unzulässig. 

In der nachstehenden Entscheidung hat das Bundesverfas-
sungsgericht klargestellt, dass die erneute Anhörungsrüge 
und die Beschwerden gegen die Verwerfung der ersten An-
hörungsrügen gemäß § 33a StPO offensichtlich unzulässig 
waren. Damit steht fest, dass im Beschwerdeverfahren gegen 
einen Durchsuchungsbeschluss der Rechtsweg mit der fach-
gerichtlichen Entscheidung über eine mögliche (erste) An-
hörungsrüge gemäß § 33a StPO erschöpft ist und die Einle-
gungsfrist nach Bekanntgabe dieser Entscheidung zu laufen 
beginnt. Beschwerdeführer müssen daher innerhalb der Ein-
legungsfrist eine Verfassungsbeschwerde gegen die fachge-
richtliche Entscheidung über eine erste Anhörungsrüge ein-
legen.

Die Verfassungsbeschwerde wird nicht zur Entscheidung an - 
genommen.

Gründe:

I. 

Die Verfassungsbeschwerde betrifft mehrere strafprozessua-
le Durchsuchungsanordnungen.

Die Staatsanwaltschaft führt gegen die Beschwerdeführer zu 
1) und zu 2) sowie gegen den Alleingesellschafter der Be-
schwerdeführerin zu 3) ein Ermittlungsverfahren wegen des 
Verdachts der Steuerhinterziehung. Die Beschwerdeführe-
rin zu 3) ist als juristische Person Einziehungsbeteiligte in 
diesem Verfahren. Sie soll in eine Lieferkette eingebunden 
gewesen sein, in der an einer vorgeschalteten Stelle der 
Lieferkette von Briefkastenfirmen (,,missing trader") keine 
Umsatzsteuer an den Staat abgeführt wurde, obwohl Um-
satzsteuer an die jeweiligen missing trader gezahlt und bei 
späteren Gliedern der Lieferkette als Vorsteuer vom Staat 
zurückerstattet wurde („UmsatzsteuerkarusselI”, vgl. BVerfG, 
Beschluss der 1. Kammer des Zweiten Senats vom 17. März 
2009 - 2 BvR 1940/ 05, Rn. 3). Den Beschuldigten in diesem 
Ermittlungsverfahren wird vorgeworfen, als Geschäftsführer 
oder verantwortliche Mitarbeiter der Beschwerdeführerin zu 
3) dieses Steuerhinterziehungsmodell koordiniert oder daran 
mitgewirkt zu haben.

Nach Durchführung einer Betriebsprüfung durch das Finanz-
amt erstellte die Steuerfahndung einen Ermittlungsbericht 
auf dessen Grundlage das Amtsgericht neben zahlreichen 
weiteren Beschlüssen auch die hier angegriffenen Durchsu-
chungsbeschlüsse für die Privatanschriften der Beschwerde-
führer zu 1) und zu 2) sowie den Geschäftssitz der Beschwer-
deführerin zu 3) erließ.

II.

Die Beschwerdeführenden rügen unter anderem eine Verlet-
zung von Art. 13 Abs. 2 GG. Das Amtsgericht habe bei Erlass 
der Durchsuchungsbeschlüsse keine hinreichende Prüfung 
vorgenommen. Dafür spreche unter anderem eine Vielzahl 
von Fehlern in den Beschlüssen sowie die Tatsache, dass der 
zuständige Ermittlungsrichter an einem Tag 17 Beschlüsse in 
der gleichen komplexen Sache erlassen habe. Die Durchsu-
chungsbeschlüsse seien zudem nicht hinreichend umgrenzt, 
weil sie sich auf alle Handelsgeschäfte der Beschwerdeführe-
rin zu 3) bezögen. Die knappe Umschreibung des angenom-
menen Steuerhinterziehungsmodells entspreche nicht den 
verfassungsrechtlichen Anforderungen an die Umschreibung 
und Konkretisierung des Tatverdachts. Für die Beschwerde-
führenden sei daher nicht erkennbar, was ihnen vorgeworfen 
werde.

III.

Die Verfassungsbeschwerde wird nicht zur Entscheidung an-
genommen, weil ein Annahmegrund im Sinne des§ 93a Abs. 
2 BVerfGG nicht vorliegt. Sie ist teilweise unzulässig (1) und 
im Übrigen unbegründet (2).

1. Die Verfassungsbeschwerde ist teilweise unzulässig. Hin 
 sichtlich einiger der angegriffenen Entscheidungen ist ein  
 Rechtsschutzbedürfnis nicht dargelegt (a). In Hinblick auf  
 die verbleibenden Entscheidungen zeigen die Beschwer- 
 deführenden jedenfalls eine mögliche Verletzung der  
 richterlichen Prüfungspflicht aus Art. 13 Abs. 2 GG nicht  
 auf (b).

a)  Hinsichtlich der unter 1. a) und b), 2. a) und b), 3. a) und  
 b) angegriffenen Entscheidungen genügt die Verfas- 
 sungsbeschwerde nicht den Begründungsanforderungen  
 nach § 23 Abs. 1 Satz 2, § 92 BVerfGG, weil sie keinen  
 Vortrag dazu enthält, warum ein Rechtsschutzbedürfnis  
 gegen gerichtliche Entscheidungen, die auf offensichtlich  
 unzulässige Rechtsbehelfe ergangen sind, bestehen soll.  
 Den angegriffenen Entscheidungen liegen eine erneu- 
 te Anhörungsrüge des Beschwerdeführers zu 1) sowie  
 Beschwerden gegen vorangegangene Entscheidungen  
 über Anhörungsrügen der Beschwerdeführenden zu 2)  
 und zu 3) zugrunde. Hierbei handelt es sich um offen- 
 sichtlich unzulässige, weil nicht statthafte Rechtsbehelfe  
 (vgl. dazu BVerfG, Beschluss der 3. Kammer des zweiten  
 Senats vom 26. April 2011 - 2 BvR 597/11, Rn. 5 m.w.N.),  
 wovon auch die Beschwerdeführenden selbst ausgehen.

b)  Soweit die Beschwerdeführenden eine Verletzung der  
 eigenverantwortlichen ermittlungsrichterlichen Prüfungs- 
 pflicht aus Art. 13 Abs. 2 GG rügen, zeigen sie nicht subs- 
 tantiiert auf, dass deren Verletzung nach den verfassungs- 
 rechtlichen Maßstäben (vgl. dazu BVerfGE 57, 346 <355 f.>;  
 103, 142 <151>) möglich ist. Die von den Beschwerdefüh- 
 renden verlangte Begründungstiefe der Durchsuchungs- 
 beschlüsse entspricht nicht der Rechtsprechung des Bun- 
 desverfassungsgerichts. Gerade bei komplexen wirt- 
 schaftlichen Sachverhalten mit mehreren Beteiligten  
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 kann und muss sich ein Durchsuchungsbeschluss nicht  
 zu jedem denkbaren Gesichtspunkt des Tatverdachts äu- 
 ßern (vgl. dazu BVerfG, Beschluss der 1. Kammer des  
 Zweiten Senats vom 17. März 2009 - 2 BvR 1940/ 0, Rn.  
 29; Beschluss der 3. Kammer des zweiten Senats vom 11.  
 Februar 2015 - 2 BvR 1694/ 14, Rn. 25). Die Beschwerde- 
 führenden zeigen aber auch keine offensichtlichen Prob- 
 leme auf, deren Erörterung sich dem Amtsgericht auf- 
 grund besonderer Umstände hätte aufdrängen müssen  
 und dessen Prüfung dennoch vollständig fehlt. Die als  
 Fehler gerügten Inhalte der Durchsuchungsbeschlüsse  
 lassen auch in einer Gesamtschau gerade nicht den  
 Schluss zu, dass das Amtsgericht seiner Prüfungspflicht  
 nicht nachgekommen wäre. Denn die Beschwerdeführen- 
 den zeigen zum Teil schon nicht auf, dass es sich über- 
 haupt um einfachrechtliche Fehler handeln könnte. Im  
 Übrigen legen sie nicht dar, dass und inwieweit es sich  
 bei den wenigen und zudem nicht gewichtigen fehlerhaf- 
 ten Inhalten (wie etwa Grammatik- und Rechtschreibfeh- 
 ler) um die unkorrigierte Übernahme sinnentstellen- 
 der Fehler oder offenkundiger Mängel aus dem Antrag  
 der Staatsanwaltschaft (vgl. dazu BVerfG, Beschluss der  
 3. Kammer des Zweiten Senats vom 1. August 2014 - 2 BvR  
 200/14, Rn. 19) handeln könnte.

2. Soweit die Beschwerdeführenden zulässig eine mögli- 
 che Verletzung der Umgrenzungsfunktion der angegriffe- 
 nen Durchsuchungsbeschlüsse aus Art. 13 Abs. 2 GG rü- 
 gen, ist die Verfassungsbeschwerde nicht begründet. Eine 
 Grundrechtsverletzung liegt nicht vor.

a) Dem Gewicht des Eingriffs und der verfassungsrechtli- 
 chen Bedeutung des Schutzes der räumlichen Privatsphä- 
 re entspricht es, dass Art. 13 Abs. 2 GG die Anordnung ei- 
 ner Durchsuchung grundsätzlich dem Gericht vorbehält  
 (vgl. BVerfGE 103, 142 <151>). Dieses trifft als Kontroll- 
 organ der Verfolgungsbehörden die Pflicht, durch eine  
 geeignete Formulierung des Durchsuchungsbeschlusses  
 im Rahmen des Möglichen und Zumutbaren sicherzustel- 
 len, dass der Eingriff in die Grundrechte messbar und  
 kontrollierbar bleibt (vgl. BVerfGE 96, 44 <51>; 103, 142  
 <151>). Dazu muss der Beschluss insbesondere den Tat- 
 vorwurf so beschreiben, dass der äußere Rahmen abge- 
 steckt wird, innerhalb dessen die Zwangsmaßnahme  
 durchzuführen ist (vgl. BVerfGE 103, 142 <151>). Das Ge- 
 richt muss die aufzuklärende Straftat, wenn auch kurz,  
 doch so genau umschreiben, wie es nach den Umstän- 
 den des Einzelfalls möglich ist (vgl. BVerfGE 20,162 <224>;  
 42,212 <220 f.>). Die Schilderung braucht nicht so voll- 
 ständig zu sein wie die Formulierung eines Anklagesatzes  
 oder gar die tatsächlichen Feststellungen eines Urteils  
 (vgl. BVerfGK 8,349 <353>; 9, 149 <153>). Auch die Art  
 und der vorgestellte Inhalt derjenigen Beweismittel, nach  
 denen gesucht werden soll, sind so genau zu umschrei- 
 ben, wie es nach den gesamten Umständen des Falles  
 vernünftigerweise möglich ist (vgl. BVerfGE 20, 162  
 <224>). Zwar ist eine genaue Bezeichnung des Beweisma- 
 terials, auf das die Durchsuchung gerichtet ist, häufig  
 nicht möglich. Das schließt jedoch nicht aus, die erwar- 
 teten Beweismittel wenigstens annäherungsweise – gege- 
 benenfalls in Form beispielhafter Angaben – zu beschrei- 
 ben (vgl. BVerfGE 42, 212 <221>). Die Angaben zum Tat 

 vorwurf und den zu suchenden Beweismitteln dienen den  
 durchsuchenden Ermittlungspersonen zur Begrenzung  
 des Eingriffs auf das zur Zweckerreichung erforderliche  
 Maß (vgl. BVerfG, Beschluss der 1. Kammer des Zweiten  
 Senats vom 10. September 2010 - 2 BvR 2561/08 -, Rn.  
 28); zugleich versetzen sie die von der Durchsuchung  
 Betroffenen in den Stand, die Durchsuchung ihrerseits zu  
 kontrollieren und etwaigen Ausuferungen im Rahmen  
 ihrer rechtlichen Möglichkeiten von vornherein entgegen- 
 zutreten (vgl. BVerfGE 42,212 <221>; 103,142 <151 f.>). Der  
 Schutz der Privatsphäre, die auch von übermäßigen Maß- 
 nahmen im Rahmen einer an sich zulässigen Durchsu- 
 chung betroffen sein kann, darf nicht allein dem Ermes- 
 sen der mit der Durchführung der Durchsuchung be- 
 auftragten Ermittlungspersonen überlassen bleiben (vgl.  
 BVerfGE 42, 212 <220>; BVerfG, Beschluss der 3. Kammer  
 des zweiten Senats vom 29. Juli 2020 - 2 BvR 1324/15-,  
 juris, Rn. 23 m.w.N.; zum Ganzen BVerfG, Beschluss der  
 2. Kammer des Ersten Senats vom 27. Juni 2024 - 1 BvR  
 1194/23, Rn. 16).

b) Auf Grundlage dieser Maßstäbe, bestehen keine verfas- 
sungsrechtlichen Bedenken gegen die Formulierung der 
angegriffenen Durchsuchungsbeschlüsse. Sie stellen sich 
unter Berücksichtigung des Ermittlungsstands – insbe-
sondere in der Gesamtschau (vgl. BVerfG, Beschluss der 
2. Kammer des Ersten Senats vom 27. Juni 2024 – 1 BvR 
1194/23, Rn. 17, 25 m.w .N.) – als messbar und kontrollier-
bar dar. Sowohl die Ermittlungspersonen als auch die Be-
troffenen konnten auf ihrer Grundlage aus verfassungs-
rechtlicher Sicht hinreichend genau erkennen, was der 
Fokus der Vorwürfe war, welche Art von Beweismitteln 
gesucht wurden und sichergestellt werden konnten (vgl. 
auch zu einer Steuerhinterziehung BVerfG, Beschluss der 
3. Kammer des zweiten Senats vom 20. April 2004 – 2 
BvR 2043/03 u.a., Rn. 6). Die Beschwerdeführenden tra-
gen keine Inhalte vor, deren Aufnahme dem Amtsgericht 
zum Zeitpunkt des Erlasses der Durchsuchungsbeschlüs-
se einerseits möglich und zumutbar gewesen wäre (vgl. 
BVerfGE 20, 162 <224>; 42, 212 <220>; 96, 44 <51>; 103, 
142 <151>; BVerfG, Beschluss der 2. Kammer des Ersten 
Senats vom 27. Juni 2024 – 1 BvR 1194/23, Rn. 26) und die 
gleichzeitig die Messbarkeit und Kontrollierbarkeit nen-
nenswert erhöht hätte.

Das gilt trotz der relativ weiten gattungsmäßigen Um-
schreibung der gesuchten Beweismittel vor allem deshalb, 
weil die Durchsuchungsbeschlüsse eine vergleichsweise 
detaillierte Schilderung des vorgeworfenen Verhaltens der 
beteiligten Akteure und der zugrundeliegenden Indizien 
enthalten (vgl. dazu BVerfG, Beschluss der 2. Kammer des 
Ersten Senats vom 27. Juni 2024 – 1 BvR 1194/23, Rn. 17 
m.w .N.). Diese Angaben ermöglichen sowohl Ermittlungs-
personen als auch Betroffenen, die Vorwürfe, ihre Hinter-
gründe und damit auch die beweisgeeigneten Unterlagen 
einzugrenzen. Als Indizien nennen die Durchsuchungsbe-
schlüsse etwa die monatsweise abgrenzbaren ausschließ-
lichen Lieferbeziehungen zu wechselnden, konkret be-
nannten Lieferanten, die nur Serviceadressen aufweisen. 
Genannt werden die konkreten Umsatzzahlen und die 
auf dieser Grundlage geschätzte Höhe der hinterzogenen 
Umsatzsteuern. Auch die Tatzeiträume sind zeitlich ein-
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gegrenzt (vgl. dazu BVerfG, Beschluss der 2. Kammer des 
Ersten Senats vom 27. Juni 2024 – 1 BvR 1194/23-, Rn. 18  
m.w.N.). So ist den Durchsuchungsbeschlüssen klar zu 
entnehmen, dass nur Unterlagen und Daten sicherzustel-
len sind, die Handelsgeschäfte der Beschwerdeführerin 
zu 3) mit einer konkreten Ware betreffen und dass es Ziel 
der Durchsuchungen ist, Lieferungen im Zeitraum 2017-
2021 durch auffällige Lieferanten zu beleuchten. Auch 
die übereinstimmenden und verdachtsbegründenden 
Eigenschaften dieser auffälligen Lieferanten (reine Brief-
kastenfirmen, unwirtschaftliche GeschäftsmodelIe, kauf-
männisch unsinnige Beteiligung an der Lieferkette, nach 
dem Layout offenbar Scheinrechnungen erstellt) werden 
benannt, sodass klar erkennbar ist, dass der Durchsu-
chungsbeschluss alle Unterlagen über Geschäftsbezie-
hungen mit den konkret benannten auffälligen Lieferan-
ten sowie mit solchen (weiteren) Lieferanten im Tatzeit-
raum umfassen soll, die diese Eigenschaften teilen und 
die die konkrete Ware betreffen.

Letztlich wird auch die Umgrenzung hinsichtlich der per-
sönlichen Verantwortlichkeit der Beschwerdeführer zu 1) 
und zu 2) dahin klargestellt, dass sich der Verdacht aus 
deren Geschäftsführereigenschaft ergibt, weil nicht plau-
sibel erscheine, dass Verantwortliche eines Unternehmens 
keine Kenntnis von dem angenommenen Hinterziehungs-
modell hatten. Auch dies grenzt die Durchsuchungsbe-
schlüsse hinreichend ein, weil wiederum klar wird, dass 
nur Unterlagen mit Bezug zur konkret verdächtigen Ware 
sowie Geschäftsunterlagen, die die Kenntnis der Be-
schwerdeführer zu 1) und zu 2) von diesen konkreten 
Geschäften belegen, vom Durchsuchungsbeschluss er-

fasst sind. In einem vergleichsweise kleinen Unternehmen 
wie der Beschwerdeführerin zu 3) mit 14 Mitarbeitenden 
im Jahr 2020 ist die Ausweitung des Durchsuchungsbe-
schlusses auf Unterlagen, die neben den Lieferunterlagen 
selbst auch eine Kenntnis der Geschäftsführungsebene 
belegen können, auch nicht besonders extensiv.

Soweit die Beschwerdeführenden rügen, dass von den 
Durchsuchungsbeschlüssen nahezu alle Lieferunterla-
gen der Beschwerdeführerin zu 3) erfasst seien, bestehen 
hierzu aufgrund der Struktur der Beschwerdeführerin zu 
3) keine verfassungsrechtlichen Bedenken. Da die hier 
verdächtigen Lieferungen einen Großteil des Jahresum-
satzes der Beschwerdeführerin zu 3) ausmachen, ist eine 
Erfassung der entsprechenden Lieferunterlagen im Tat-
zeitraum auch dann nicht zu beanstanden, wenn es sich 
um nahezu alle Lieferunterlagen handelt. Dass der Schutz 
der Privatsphäre allein dem Ermessen der durchführen-
den Ermittlungspersonen überlassen bliebe, ist daher ge-
rade nicht erkennbar.

c) Strengere Anforderungen an die Begründungstiefe von 
Durchsuchungsbeschlüssen ergeben sich – jedenfalls im 
Hinblick auf ihre Umgrenzungsfunktion aus Art. 13 Abs. 2  
GG – im hier vorliegenden frühen Ermittlungsstadium 
auch nicht für Steuerermittlungsverfahren wegen „Um-
satzsteuerkarussellen” (vgl. insoweit aber BVerfG, Be-
schluss der 3. Kammer des Zweiten Senats vom 3. April 
2007 - 2 BvR 1797/05, juris, Rn. 19 ff.; Beschluss der 1. 
Kammer des Zweiten Senats vom 17. März 2009 - 2 BvR 
1940/ 05, Rn. 22 ff.).
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Oberstaatsanwalt a.D. Raimund Weyand, St. Ingbert

Wichtige Entscheidungen  
zum Insolvenzstrafrecht

I. Strafprozessrecht
 
1. Verhältnismäßigkeit der Beschlagnahme von Geschäfts- 
 unterlagen – § 102 StPO

In Fällen, in denen gefertigte Kopien oder eine elektronische 
Erfassung durch Einscannen im weiteren Verfahren nicht in 
gleicher Weise zu Beweiszwecken verwendet werden können 
wie die Originale, sind in Papierform aufgefundene Unter-
lagen (etwa solche im Sinne der §§ 257 HGB, 140-148 AO) 
im Original zu beschlagnahmen. Diese Voraussetzungen sind 
dann gegeben, wenn nur mittels der Gesamtheit der Unter-
lagen und ihres Zustandes überprüft werden kann, ob eine 
Befugnis zur Schätzung nach § 162 Abs. 2 Satz 2 AO gegeben 
ist. Dem Betroffenen ist dann die Möglichkeit einzuräumen, 
Kopien derartiger Unterlagen zu erhalten, wenn er diese für 
einen von ihm darzulegenden oder sonst allgemein nach-

vollziehbaren dringenden Zweck benötigt. Er hat nicht das 
Recht, pauschal die Fertigung und Herausgabe einer Kopie 
aller sichergestellter Unterlagen zu verlangen.

LG Nürnberg-Fürth, Beschl. v. 1.8.2024 – 18 Qs 14/24, n.v. m. 
zust. Anm. Hiéramente, jurisPR-StrafR 20/2024, Anm 4. Dif-
ferenzierend zu der Entscheidung Junkers/Schlüter, jurisPR-
Compl 5/2024, Anm. 1.

 
2. Insolvenzverfahren und strafprozessuale Arrestmaß- 
 nahmen – § 111e StPO

Der Insolvenzverwalters kann gegen die aufgrund eines Ver-
mögensarrests gem. § 111e StPO erfolgte Pfändung lediglich 
einen Antrag auf gerichtliche Entscheidung gem. § 111k Abs. 
3 StPO stellen. Die Vollstreckungserinnerung gem. § 766 ZPO 
ist nicht statthaft. § 111i Abs. 1 StPO enthält lediglich einen 
deklaratorischen Hinweis auf die ohnehin nach der InsO 
geltende Rechtslage. Sie ändert weder das geltende Recht 
noch privilegiert sie den Staat. Die Norm löst lediglich das 
Spannungsverhältnis zwischen dem Insolvenzverfahren und 
der strafprozessualen Arrestvollziehung zugunsten von Tat-
geschädigten auf.


